Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1701 


Der Bundesminister Bonn, den 11. Januar 1971 

für Bildung und Wissenschaft 
I B 2 - 01 14-6 - 1 1/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Gemeinsame Forschungsstelle (GFS) der Euratom 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hubrig, Lenzer, 
Dr. Probst und Genossen 
- Drucksache Nr. VI/1576 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Betrachtet die Bundesregierung eine gemeinsam abgestimmte 
europäische Forschungspolitik innerhalb der EWG-Mitglied- 
staaten als Beitrag zur politischen Integration Europas, und ist 
sie bereit, auch in Zukunft für den Bestand der GFS einzu- 
treten. 


Ja. 


2. a) Wird die Bundesregierung gemäß dem Auftrag der Den 
Haager Gipfelkonferenz aktiv für eine Erweiterung des 
Tätigkeitsbereiches der GFS eintreten und dabei möglicher- 
weise von ihrem Vetorecht Gebrauch machen? 


Die Bundesregierung tritt weiterhin mit Nachdruck für eine 
Erweiterung des Tätigkeitsbereichs der GFS auch auf nicht- 
nukleare Gebiete ein. Da hierzu einstimmige Beschlüsse aller 
Mitgliedstaaten der Gemeinschaft erforderlich sind, die Aus- 
übung eines Vetorechts aber nur Beschlüsse verhindern könnte, 
sieht die Bundesregierung nicht, wie sie durch ein Veto die 
Ausdehnung der Tätigkeit der GFS fördern könnte. 


b) Welche konkreten Schritte hat die Bundesregierung nach 
der Den Haager Gipfelkonferenz bereits eingeleitet? 


Schon vor der Haager Gipfelkonferenz und im unmittelbaren 
Anschluß daran hat sich die Bundesregierung für konkrete Maß- 
nahmen zur Erstreckung der Forschungstätigkeit der GFS auf 
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nichtnukleare Gebiete eingesetzt. Das erste Ergebnis war die 
Entschließung des Rates vom 6. Dezember 1969, die maßgeblich 
von einem Memorandum der deutschen Delegation beeinflußt 
war. In dieser einstimmigen Entschließung heißt es u. a., „daß 
die Mittel der GFS für nichtnukleare wissenschaftliche und tech- 
nologische Forschungsarbeiten eingesetzt werden können" und 
daß der Rat übereinkommt, „unverzüglich in enger Zusammen- 
arbeit mit der Kommission die Möglichkeiten und die Wahl der 
Themen auf diesem Gebiet zu untersuchen, und zwar insbeson- 
dere unter Berücksichtigung der fachlichen Befähigung des zur 
Zeit beschäftigten Personals und der hierzu zu erlassenden 
Rechtsvorschriften". Im Laufe des Jahres 1970 hat die Bundes- 
regierung dem Rat einen Vorschlag für die Gestaltung erster 
Rechtsvorschriften zur Durchführung nichtnuklearer Arbeiten 
in der GFS vorgelegt, über die aber bislang noch keine Einigung 
mit den anderen Mitgliedstaaten erzielt werden konnte. Hin- 
gegen hat der Rat - nicht zuletzt auf Betreiben der Bundesregie- 
rung - am 13. Oktober 1970 beschlossen, daß die GFS nicht- 
nukleare Themen jedenfalls im Rahmen von Forschungsauf- 
trägen Dritter bearbeiten kann und daß der Kommission für 
Untersuchungen über künftige nichtnukleare Forschungspro- 
gramme der GFS 50000 RE zur Verfügung gestellt werden. In der 
Ratstagung am 16./17. Dezember 1970 hat sich die Bundesregie- 
rung für die detaillierte Projektdefinition eines Europäischen 
Instituts für Messung und Eichmaße für Werkstoffe (Europäi- 
sches Referenzbüro) im Rahmen der GFS ausgesprochen, was 
von Rat und Kommission aufgegriffen worden ist. Weitere 
konkrete Maßnahmen wird die Bundesregierung während der 
Diskussion über das Forschungsprogramm der GFS im Jahre 
1971 ergreifen. 


3. a) Wie beurteilt die Bundesregierung die Aufzeichnung der 
Kommission (Spinelli-Empfehlung vom 11. November 1970) 
für den Rat über eine umfassende Gemeinschaftsaktion auf 
dem Gebiet der wissenschaftlich-technologischen Entwick- 
lung? 

Die Aufzeichnung der Kommission vom 11. November 1970 
konnte noch nicht abschließend geprüft werden. Nach vor- 
läufiger Beurteilung enthält sie eine Reihe wertvoller Ansatz- 
punkte, insbesondere indem sie die Notwendigkeit einer um- 
fassenden und kohärenten Politik für die wissenschaftlich-tech- 
nische Forschung und Entwicklung im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaft betont. Ob die organisatorischen Vorschläge in 
der Kommissionsaufzeichnung zweckmäßig und - in Anbetracht 
des Fehlens einer Rechtsgrundlage für eine Forschungstätigkeit 
der Europäischen Gemeinschaft über die Gebiete der Atom-, 
Kohle- und Stahl- sowie Agrarforschung hinaus — ausreichend 
sind, wird noch zu prüfen sein. Deshalb hat der Rat der Euro- 
päischen Gemeinschaften in seiner Tagung am 16. und 17. De- 
zember 1970 den Ausschuß der Ständigen Vertreter und eine 
adhoc-Arbeitsgruppe mit der Untersuchung der Kommissions- 
vorstellungen beauftragt. 
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b) Wie beurteilt die Bundesregierung im Einvernehmen mit 
europäischen Universitäten die Durchführung von Sommer- 
kursen, um das vorhandene Forschungspotential der GFS 
umfassend zu nutzen? 

Ohne mit den Universitäten schon wegen der Durchführung 
von Sommerkursen in der GFS Verbindung auf genommen zu 
haben, beurteilt die Bundesregierung die Veranstaltung solcher 
Kurse grundsätzlich positiv, wobei jedoch der Themenauswahl 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen sein wird. 


4. Kann aus der Tatsache, daß die Bundesregierung im Gegen- 
satz zum Europäischen Parlament dem Budget 1971 zustimmte, 
geschlossen werden, daß sie den permanenten ungezielten 
Personalabbau der GFS billigt? 

Die Bundesregierung hat nur unter schweren Bedenken dem 
Forschungs- und Investitionshaushaltsplan der Europäischen 
Atomgemeinschaft für 1971 zugestimmt. Diese Bedenken be- 
ruhten auf denselben Überlegungen, die das Europäische Parla- 
ment zur Ablehnung des Entwurfs des Haushaltsplans bewogen 
hat. Die Bundesregierung hat diese Bedenken jedoch zurück- 
gestellt, weil der Haushaltsplan 1971 nur die haushalts recht- 
liche Umsetzung des vom Rat im Oktober 1970 gebilligten 
Übergangsprogramms für 1971 darstellt, die Ablehnung des 
Haushalts also nur bei gleichzeitiger Ablehnung des For- 
schungs- und Ausbildungsprogramms für 1971 einen Sinn ge- 
habt hätte. Hätte die Bundesregierung aber auch das Programm 
für 1971 abgelehnt, wäre am 1. Januar 1971 ein programm- und 
haushaltsloser Zustand eingetreten, der auch nicht durch ein 
Nothaushaltsverfahren hätte überbrückt werden können. Somit 
wäre die Tätigkeit der GFS mit dem Jahresende 1970 zum 
Erliegen gekommen und der Weg zur Umstrukturierung der 
Gemeinsamen Forschungsstelle und zur Ausarbeitung neuer 
Mehrjahresprogramme verbaut worden. 

Nur durch die Aufstellung neuer Forschungsprogramme kann 
jedoch dafür Sorge getragen werden, daß die mit der Durch- 
führung der Übergangsprogramme nicht ausgelasteten Bedien- 
steten der GFS wieder eine sinnvolle Beschäftigung erhalten. 
Durch die Beschlüsse des Rates und der Kommission vom 16. 
und 17. Dezember 1970 über die Neuorganisation der Gemein- 
samen Forschungsstelle, die entscheidend von dem deutschen 
Vorschlag vom Frühjahr 1970 geprägt worden sind, ist nach 
Auffassung der Bundesregierung eine wesentliche Voraus- 
setzung für die Aufstellung solcher neuen Programme geschaf- 
fen worden. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die während der Über- 
gangsprogramme für die Jahre 1969 bis 1971 grundsätzlich ver- 
fügte Einstellungssperre ausdrücklich Ausnahmen vorsieht, um 
erforderliche Spezialisten neu einstellen zu können, die nicht 
unter den z. Z. nicht ausgelasteten Bediensteten der GFS ge- 
funden werden können. 

Die Bundesregierung billigt weder einen ungezielten Personal- 
abbau bei der GFS noch hat sie dazu beigetragen; sie ist im 



Drucksache VI/ 1701 Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Gegenteil darum bemüht, durch Mitwirkung bei Entscheidungen 
über neue Programme das hierfür benötigte Personal der GFS 
zu erhalten. 


5. Wird sich die Bundesregierung dafür einsetzen, daß eine Über- 
prüfung und Umstrukturierung des Personalstatuts der GFS 
erst nach Aufstellung eines zukunftsbezogenen Forschungs- 
programms erfolgt? 

Die Bundesregierung wird sich dafür einsetzen, daß eine grund- 
legende Änderung des Personalstatuts hinsichtlich der wissen- 
schaftlichen und technischen Mitarbeiter der GFS erst nach 
Verabschiedung und in Funktion neuer Mehrjahresprogramme 
in Kraft tritt. Sie hat dies zuletzt in der Ratstagung am 16. und 
17. Dezember betont, was zu einer entsprechenden überein- 
stimmenden Erklärung aller Delegationen im Rat führte. 


6. Welche konkreten Vorstellungen der Bundesregierung zur 
Änderung des Personalstatuts sind geeignet, unter Mitarbeit 
aller Betroffenen sowohl die notwendige Mobilität als auch die 
soziale Sicherheit des wissenschaftlichen und technischen Per- 
sonals der GFS zu gewährleisten? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die notwendige 
Mobilität des wissenschaftlichen und technischen Personals der 
GFS vor allem dadurch gewährleistet werden soll, daß in 
stärkerem Maße als bisher Forscher und Techniker für die 
Dauer der jeweiligen Mehrjahresprogramme und nicht auf 
Lebenszeit eingestellt werden. Hierzu will die Kommission dem 
Rat Vorschläge für entsprechende Änderungen des Personal- 
statuts der Europäischen Gemeinschaft vorlegen. Bei der Be- 
handlung dieser Vorschläge wird sich die Bundesregierung 
davon leiten lassen, daß die durch die gegenwärtigen Bestim- 
mungen des Personalstatuts gewährleistete soziale Sicherheit 
des Personals der GFS nicht gegen den Willen der Betroffenen 
beeinträchtigt wird. Zu Einzelheiten wird sich die Bundesregie- 
rung erst äußern können, wenn die Kommission nach Anhörung 
des Personals der GFS die erwähnten Vorschläge zur Änderung 
des Statuts vorlegt. 


7. Welche nicht-nuklearen Forschungsaufgaben können und soll- 
ten nach Meinung der Bundesregierung von der GFS wahr- 
genommen werden? 

Nach Auffassung der Bundesregierung kann und soll die GFS 
vor allem nichtnukleare Tätigkeiten auf den Gebieten über- 
nehmen, die z. Z. aufgrund der in der Ratstagung am 31. Ok- 
tober 1967 angenommenen Entschließung auf Möglichkeiten 
einer verstärkten europäischen Zusammenarbeit in Wissen- 
schaft und Technik untersucht werden. In diesem Sinne hat die 
Bundesregierung auch auf die unter 2. b) erwähnte Entschlie- 
ßung des Rates vom 6. Dezember 1969 hingewirkt. 
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Insbesondere könnte die GFS nach Auffassung der Bundes- 
regierung Aufgaben der Festkörper- und der Materialforschung 
sowie möglicherweise der Umweltschutzforschung und in ge- 
wissen Bereichen der Informatik übernehmen. Um dies vorzu- 
bereiten, hat die Bundesregierung nicht nur zu dem unter 2. b) 
erwähnten Beschluß des Rates über die Freigabe von 50 000 RE 
für Studien über neue, nichtnukleare Forschungsprogramme der 
GFS beigetragen, sondern in der letzten Ratstagung auch dem 
Grundsatzbeschluß über ein von fünf Mitgliedstaaten getrage- 
nes Ergänzungsprogramm zur Fertigprojektierung des Reaktors 
SORA als einem Instrument für die Festkörperforschung in Ispra 
zugestimmt und auf eine Projektdefinition eines Europäischen 
Instituts für Werkstoffmessungen und -eichmaße gedrängt. 


8. Welche Möglichkeiten einer gemeinsamen Nutzung des 
ESSOR-Reaktors (z. B. Entwicklung von Leichtwasserbrenn- 
elementen) sieht die Bundesregierung? 

Die Bundesregierung hat die Empfehlung der von der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften beauftragten Sachver- 
ständigengruppe zur Kenntnis genommen, schon jetzt grund- 
sätzlich die Stillegung des Reaktors ESSOR zu beschließen und 
von einer Umwandlung des Reaktors in einen Versuchsreaktor 
für Bestrahlungen von Brennelementen für Leichtwasserreak- 
toren Abstand zu nehmen. Die Bundesregierung ist mit der 
Sachverständigengruppe der Meinung, daß der Reaktor als 
Instrument für Schwerwasserreaktorentwicklung, als das er 
konzipiert ist, nicht mehr sinnvoll weiterbetrieben werden 
kann, wie schon der Umstand zeigt, daß im Augenblick nur 
einer seiner zwölf Kanäle genutzt wird. Um voreilige Be- 
schlüsse über die Stillegung des Reaktors oder über seine als 
technisch durchführbar erscheinende Umwandlung in einen 
Testreaktor für Leichtwasserreaktorbrennelemente zu ver- 
meiden, hat die Bundesregierung jedoch der Absicht der Kom- 
mission zugestimmt, bis spätestens Mitte 1971 vollständige 
Unterlagen über Kosten und Fristen für den Umbau des Reak- 
tors sowie die voraussichtlichen Bestrahlungen von Brenn- 
elementen für Leichtwasserreaktoren nach dem Umbau zu 
erarbeiten, damit der Rat dann über das weitere Schicksal des 
Reaktors entscheiden kann. 


9. Welche zeitlichen und finanziellen Vorstellungen verbindet 
die Bundesregierung mit dem Begriff eines Mehrjahrespro- 
gramms? 

Die Bundesregierung hält es grundsätzlich für erwünscht, daß 
Mehrjahresprogramme der Gemeinschaft jeweils für fünf Jahre, 
also die nach Artikel 7 des Euratom-Vertrages zulässige Höchst- 
dauer, aufgestellt werden. Es brauchen aber nicht notwendiger- 
weise alle Tätigkeiten der Gemeinschaft jeweils in einem ein- 
zigen Mehrjahresprogramm zusammengefaßt zu werden. Da 
Forschungsprogramme auf verschiedenen Gebieten zu jeweils 
verschiedenen Zeitpunkten ein entscheidendes Zwischen- 
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Stadium erreichen können, sollte vielmehr die Möglichkeit 
gestaffelter, aber jeweils mehrjähriger und manchmal auf 
weniger als fünf Jahre angelegter Programme ins Auge gefaßt 
werden. Wegen des finanziellen Rahmens ist auf die mehrfach 
betonte Auffassung der Bundesregierung hinzuweisen, daß die 
gegenwärtigen Übergangsprogramme mit jährlichen Ausgaben 
in der Größenordnung von 50 Mio RE unbefriedigend erschei- 
nen. Die finanziellen Vorstellungen der Bundesregierung wer- 
den jedoch erst konkretisiert werden können, wenn die Kom- 
mission im Laufe des Jahres 1971 neue Programmvorschläge 
vorlegt. 


10. Wie beurteilt die Bundesregierung die im Ministerrat von 
einzelnen Mitgliedstaaten befürwortete Konzentration der 
GFS? 

Die im Rat der Europäischen Gemeinschaften von einzelnen 
Delegationen zur Diskussion gestellte Konzentration der Ein- 
richtungen der Gemeinsamen Forschungsstelle in der For- 
schungsanstalt Ispra wird z. Z. nicht erörtert. Die während der 
Ratstagung am 16. und 17. Dezember 1970 beschlossenen Maß- 
nahmen zur Umstrukturierung der GFS setzen eine solche Kon- 
zentration auch nicht voraus. Die Bundesregierung kann jedoch 
nicht ausschließen, daß sich im Verlaufe der weiteren Ent- 
wicklung der Forschungsprogramme der Gemeinschaft die Auf- 
gabe der einen oder anderen Einrichtung der GFS als erfüllt 
herausstellt. Welche Konsequenzen daraus zu ziehen sein wer- 
den, läßt sich noch nicht überblicken und wird davon abhängen, 
ob dieselbe Forschungseinrichtung andere Gemeinschaftsauf- 
gaben übernehmen kann. Jedenfalls wird sich die Bundesregie- 
rung stets von dem Ziel leiten lassen, die gemeinsamen Investi- 
tionen in den Einrichtungen der Gemeinsamen Forschungsstelle 
und die dort aufgebaute personelle Kapazität in bestmöglicher 
Weise für Forschungsaufgaben von gemeinsamem europäi- 
schem Interesse zu nutzen. 


In Vertretung 
Dr. von Dohnanyi 

Parlamentarischer Staatssekretär 
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